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Verordnung 

vom 14. Dezember 2010 

über die Information über die Tätigkeit des Staatsrats und 
der Kantonsverwaltung (InfoV) 
 

Der Staatsrat des Kantons Freiburg 

gestützt auf das Gesetz vom 9. September 2009 über die Information und 
den Zugang zu den Dokumenten (InfoG), namentlich das 2. Kapitel; 
gestützt auf die Artikel 2 Abs. 2, 8, 26 Abs. 3 und 45 Abs. 4 des Gesetzes 
vom 16. Oktober 2001 über die Organisation des Staatsrates und der 
Verwaltung (SVOG); 
auf Antrag der Staatskanzlei, 

beschliesst: 

1. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

a) Gegenstand und Grundsätze 

Art. 1 Gegenstand und Geltungsbereich 
1 Diese Verordnung legt die Einzelheiten für die allgemeine Information 
der Öffentlichkeit über die Tätigkeit des Staatsrats und der 
Kantonsverwaltung fest und regelt die Verbreitung von Informationen auf 
Internet. 
2 Sie gilt für den Staatsrat und die Kantonsverwaltung einschliesslich der 
Anstalten mit eigener Rechtspersönlichkeit. 
3 Die Bestimmungen der Spezialgesetzgebung bleiben vorbehalten. 

Art. 2 Sprache der Information 
a) Grundsätze 

1 Jede allgemeine Information, die für die Öffentlichkeit bestimmt ist, wird 
gleichzeitig in beiden Amtssprachen verbreitet. 
2 Soweit möglich werden Auskunftsbegehren in der Amtssprache 
beantwortet, in der sie eingereicht wurden. 

 1 



Information über die Tätigkeit des Staatrats und der Kantonsverwaltung 
– V 122.0.51 
 
4 Das Büro für Information koordiniert die Verwaltung der News auf 
Internet und die elektronische Archivierung der Medienmitteilungen. 

Art. 14 Medienkonferenzen 
1 Wenn die Umstände es rechtfertigen, wird für die Präsentation der 
Informationen eine Medienkonferenz organisiert. 
2 Das Büro für Information stellt die Koordination der Medienkonferenzen 
sicher; die Daten der Konferenzen werden im Einvernehmen mit ihm 
festgelegt. 
3 Im Allgemeinen werden eine Medienmitteilung und ein Dossier für die 
Medien erstellt; sie können im Voraus mit Sperrfrist versandt werden. 

Art. 15 Weitere Formen 
Die Medien werden ausserdem informiert: 
a) durch die Zusammenfassungen der Staatsratssitzungen (Art. 24 Abs. 1); 
b) indem Unterlagen zur Verfügung gestellt werden; 
c) indem punktuelle Auskunftsgesuche beantwortet werden; 
d) indem Mitglieder des Staatsrates oder der Verwaltung an Diskussionen 

und Interviews allgemeiner Art teilnehmen. 

b) Akkreditierung 

Art. 16 Bedingungen 
a) Im Allgemeinen 

1 Medien, die regelmässig informieren und die die Freiburger 
Angelegenheiten verfolgen, werden auf Verlangen von der Staatskanzlei 
akkreditiert. 
2 Medienschaffende, die nicht für ein akkreditiertes Medium arbeiten, 
können von der Staatskanzlei persönlich akkreditiert werden, wenn sie: 
a) Inhaber des Schweizer Presseausweises sind; 
b) regelmässig über Freiburger Angelegenheiten berichten. 
3 Die Staatskanzlei kann, wenn es ihr angebracht scheint, weitere Medien 
oder Medienschaffende akkreditieren, insbesondere die Fachpresse, die 
politische Presse und Presseorgane von Vereinen. 
4 Die Akkreditierung wird hinfällig, wenn die Voraussetzungen für ihre 
Erteilung nicht mehr erfüllt sind. 
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Art. 17 b) Akkreditierte Medien 
1 In den Beziehungen zum Staatsrat und der Verwaltung müssen die 
akkreditierten Medien grundsätzlich vertreten sein durch: 
a) Medienschaffende mit Schweizer Presseausweis; 
b) Praktikantinnen und Praktikanten mit einer Kandidatenkarte. 
2 Die Medien teilen dem Büro für Information Namen und Adresse der 
offiziellen Korrespondentinnen und Korrespondenten und die 
diesbezüglichen Änderungen mit. 

Art. 18 c) Massnahmen 
1 Missbrauchen Medien oder Medienschaffende die Vorteile aus der 
Akkreditierung, so können als Massnahmen die Verwarnung, der 
schriftliche Verweis und der Entzug der Akkreditierung für eine gewisse 
Zeit ausgesprochen werden. 
2 Der Entzug der Akkreditierung darf nur unter den Voraussetzungen nach 
Artikel 18 InfoG ausgesprochen werden. 

Art. 19 Rechte der akkreditierten Medien und Medienschaffenden 
1 Wer akkreditiert ist, hat so weit gewünscht Anspruch darauf, von Amtes 
wegen und kostenlos folgende Unterlagen zu erhalten oder ausdrücklich 
darauf hingewiesen zu werden, dass diese auf dem Internet verfügbar sind: 
a) die Zusammenfassungen der Sitzungen und Medienmitteilungen des 

Staatsrats und der Verwaltung; 
b) die Unterlagen zu den Medienmitteilungen sowie die Dossiers und 

weiteren Unterlagen für die Medien; 
c) die Unterlagen des Grossen Rates, solange es beim Grossen Rat keine 

einschlägige Regelung gibt. 
2 Wer akkreditiert ist, hat Anspruch darauf, von Amtes wegen zu den für 
die Medien organisierten Veranstaltungen der Staatskanzlei und der 
Verwaltung eingeladen zu werden. 

Art. 20 Verfahren und Ausführungsmassnahmen 
1 Das Akkreditierungsgesuch wird zusammen mit den für die Erteilung 
nötigen Auskünften schriftlich beim Büro für Information eingereicht. 
2 Die Staatskanzlei entscheidet über die Erteilung und den Entzug der 
Akkreditierung sowie über die Massnahmen nach Artikel 18. Gegen ihre 
Verfügungen kann gemäss dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege 
Beschwerde eingelegt werden. 
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3 Das Büro für Information der Staatskanzlei führt die Liste der 
akkreditierten Medien und Medienschaffenden regelmässig nach; diese 
steht den Direktionen und den Verwaltungseinheiten zur Verfügung. 

Art. 21 Nicht akkreditierte Medienschaffende 
1 In einem konkreten Fall erhalten nicht akkreditierte Medienschaffende mit 
Presseausweis auf Verlangen unentgeltlich die Unterlagen für die Medien, 
wenn diese nicht auf dem Internet verfügbar sind. 
2 Sie können ausserdem an Medienkonferenzen teilnehmen. 

c) Information über die Absichten und die Beschlüsse des Staatsrats 

Art. 22 Wichtige Gegenstände der Regierungstätigkeit 
1 Der Staatsrat stellt an einer Medienkonferenz jeweils die wesentlichen 
Dokumente für die Legislaturperiode vor, namentlich das 
Regierungsprogramm und den Finanzplan sowie die Bilanz der 
Legislaturperiode. 
2 Auch andere Gegenstände können Thema einer Medienkonferenz sein, je 
nachdem wie wichtig sie sind und welche Wirkung sie auf die öffentliche 
Meinung haben. 

Art. 23 Wöchentliche Sitzungen 
1 Die wichtigsten Beschlüsse der wöchentlichen Staatsratssitzungen werden 
in einer Zusammenfassung präsentiert, die in der Regel am Tag nach der 
Sitzung verteilt wird. 
2 Über Gegenstände, die von besonderem Interesse sind, und die 
wichtigsten Entscheide gibt es eine besondere Mitteilung, der in der Regel 
eine erläuternde Unterlage beiliegt; zu solchen Gegenständen gehören 
namentlich Beschlüsse, die bedeutende finanzielle Folgen nach sich ziehen, 
beträchtliche Auswirkungen auf andere Gemeinwesen oder auf eine grosse 
Anzahl Personen haben und, sofern ihr Geltungsbereich nicht beschränkt 
ist, solche, bei denen der Staatsrat Gesetzgeber ist. 
3 Die zuständige Direktion macht einen Entwurf für die Medienmitteilung, 
den sie dem Staatsrat zusammen mit ihrem Antrag vorlegt; wenn die 
Umstände es rechtfertigten, organisiert sie im Einverständnis mit dem Büro 
für Information eine Medienkonferenz. 

Art. 24 Regierungssprecherin oder Regierungssprecher 
1 Regierungssprecherin oder Regierungssprecher ist: 
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